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> Inhalt des Neichs⸗Geſetzblattes. 


De. x Das 17. Stück des Neichg-Befekblaties pro 1872 
2 enthält unter: . 

Nr. 832 das Geſetz, betreffend die Verlängerung der 
Wirkfamkeit des Geſetz's über die Ausgabe von 
2 Banknoten vom 27. Mirz 1870 (Bandesgeſetzbl. 
20. S. 5), vom 16. Imi 1872. 

Nr. 833 das Geſetz, betreffend die Einfüh ung der 
N Gewerbeordnung des Norddeutſchen Bundes vom 
21. Juni 1869 in Bayern und die Abänderung 
. 7 einiger Strafbeftimmungen der Gewerb ordnung, vom 

k 12. Juni 872. 


cCopoes Germanica, vom 1. Juni 1872. 


I) Pri ilegtum wezen Ausfertigung auf den Inhaber 
lautender Kreisobligattonen des Flatow'er 
Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern. Vom 
N 29. Mai 1872. — 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen ıc. 

Nachdem von den Kreisſtanden des Flatow“. 
Keeiſcs auf dem Kreistag? vom 30. Januar 1869 be⸗ 
ſchloſſen worden, bie zur unentgeltlichen Hergabe des 
innertzalb der Ire nzen des Kreiſes belege nen Grund 
And Vodene für die Schneibemü' l Virſchauer Eiſenbahn 

aan den Staat erſorderlichen Geldmittel im We,e einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Bir auf den Antrag der 
gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber laule de, mit Zescoupous verſehene, Seitens 
der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem ange⸗ 
nommenen Betrage von 40,000 Thalecn ausſtellen zu 

dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläu⸗ 


Aus 


hat, en Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833 zur Au ſtekung von Obligationen zum Berl age 
von 40,000 Thalern, in Vuchſtaben Vierzistanſend 
Thalern, welche in 
5 400 Apoints d 100 Thaler 

nach dem anliegenden Schema arszufertigen, mit Hülſe 
einer Kreisſteuer mit fünf Prozent jährlich zu ver zinſen 

und nach der durch das Loos zu beſtimmend en Folge⸗ 
ordnung jährlich vom 1. Januar 1872 ab mit wenig: 
ſtens jährlich zwei Prozent des Kapitals zu tilgen finz, 
durch gegenwärkiges Privilegium Unſere landes herrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen. Wirkung erteilen, 
ER Ausgegeben in Marienwerder den 4. Juli 


* 
1 
* 


* 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 3. Juli 


5 


Ne. 834 die Befauntmachung, betreffend die Pharma- 


blzer noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden 
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daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die darauz 
h rvorg henden Rechts, ohne die Uebertragung des Si⸗ 
an nachweisen zu dürfen, geltend zu machen be⸗ 
jagt iſt. > 
| Durch das norftchende Piirtlegium, welches Wir 
vorbehaltlich der Rechte Dritter ertheilen, wied für die 
Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine Ge⸗ 
währleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen. 
Uckandlich uster Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 29. Wal 1872. 

(L. S.) gez. Wilbelm. 

693. Graf Itzenplitz. Graf Eulenburg. 
Camphauſen. 


des Flatow'er Kreiſes 
EEE nu] 
über 100 Thaler Preuß iſch Courant. 
IV. Emiſſton. 

Nuf Grund ds unterm 15. April 1869 beſtatigten 
Kreislagsbeſchluſſes vom 30. Januar 1869 wegen Auf⸗ 
nahme einer Schuld von 40,000 Thalern, bekeant ſich 
die ſtändiſche Commi ſion für den Eiſenbahnbau des 
Flatower Krriſes durch dieſe, für jeden Inhaber ültigs, 
Seitens dez Gläubigers unkündbare Verſchreibang zu 
einer Sckuld von 100 Thalern Preußiſch Co rant nach 
dem Münzfuße von 1764, welche für den Kre z con» 
1 Ze und mit 5 Prozent jährlich zu vers 
zinsen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 40,000 
Thalern geſchic ht vom Jahre 1872 ab aus einem zu 
di⸗ſem Behufe geblbeten Tilgungsſonds mit weni ſtend 
2 Prozent jäh lich. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuld⸗ 
verſchreibungen wird durch das Loos beſtimmt. Vie 
Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872 ab in dem Monat 
Dezember jeden Jahres. Der Kreis behält fh jedoch 
das Recht vor, din Tilgungsfonds durch größere Aus: 
looſungen zu verſtärken, fow'e ſämmtliche noch um⸗ 
laufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die 
ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibun⸗ 
gen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Num⸗ 
mern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem 
Be ein erfolgen ſol, öffentlich befunnt gemacht. 
1372. 


1872. 


* 118 


Diefe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und 
einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem deut⸗ 
ſchen Reichs und Königlich Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, 
in dem Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marien 
werder und in dem Kreisblatt des Flatower Kreiſes. 

Dis zu dem Tage, wo ſolcherg ſtalt das Kapital 
zu entrichten iſt, wird es in halbjährlichen Terminen 
am 2. Januar und am 1. Juli mit fünf Prozent 
jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals 
erfolgt gegen bloße Rückgabe der ausgegebenen Zins⸗ 
Coupons, bezw. dieſer Schuldverſchreibung bei der 
Kreis⸗Communalkaſſe in Flatow oder an anderen bekanat 
zu machenden Orten und zwar auch in der nach dem 
Eintitit des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. Mit 
der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuld⸗ 
verſchreibung ſind auch die dazu gehörigen Zinscoupons 
der ſpäteren Fälle gkeitstermine zurückzuliefern. Für 
die fehlenden Zinscoupons wird der Betrag vom Kapital 
abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb 
dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht 
erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablaufe des Kalenberjahres der Fälligkeit an gerechnet, 
nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener 
oder vernichteter Schuldverſchreibungen erfolgt nach 
Vorſcheift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil 1. 
Titel 51. 88 120 seg, bei dem Königl. Kreisgericht 
zu Flatow. 

Zinscoupons lönnen weder aufgeboten, noch 
amortifirt werden. Doch ſoll demjenigen, welcher den 
Verluſt von Zins coupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungef iſt bei der Keeis⸗Verwaltung anmeldet 
und den ſtattgehabten Beſitz der Zinscoupons durch 
Vorzeigung der Schuldverſchreibun; oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfrist 
der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vor⸗ 
gekommenen Zinscoupons gegen Quittung ausgezahlt 


werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind . 0 
halbjährliche Zinscoupons für einen fünfjährigen Zeit⸗ 
raum ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
Coupons ebenfalls auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinscoupons⸗Serie 
erfolgt bei der Kreis Kommunalkaſſe zu Flatow gegen 
Ablieferung des der älteren Zinscoupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluste des Talons erfolgt 
die Aushändigung der neuen Zinscoupons⸗Serie an 
den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 8 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Ver⸗ 
pflichtungen haftet der Kreis mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung 
unter unſerer Unterſchrift ertheilt. 

latow, den ten 18 
Die ſtändiſche Commiſſion für den Eiſenbahnbau im 
Flatow 'er Kretſe. 


Provinz Preu'en, Regierungsbezirk Marienwerder. 
Zinscoupon 


zu der 
A des eee IV. Emiſſion. 
t 0 


ıttr 


über 100 Thaler au Fl Prozent Zinſen 
über 


übe 
2 Thaler 15 Silbergroſchen. 

Der J haber dieſes Zinscoupons empfängt gegen 
deſſen Rückgabe in der Zeit vom ten 
bis „ reſp. vom ten 
bis und ſpäterhin die Zinſen der vor⸗ 
benannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr vom 

is mit zwei 
Thalern fünfzehn Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommu⸗ 
nalkaſſe zu Fla ow. 

Flatow, den ten 18 
Die ſtändiſche Kommiſſton für den Eiſenbahnbau im 

Flatow'er Kreiſe. 

Dieſer Zinscoupon iſt ungültig, wenn deſſen Geld⸗ 
betrag nicht innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, 
vom Schluß des betreffenden Kalenderjahres an ge⸗ 
rechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 
Talon 


zur 
Kreisobligation des Flatow'er Kreiſes IV. Emiffion. 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen 
deſſen Rückgabe zu der Obligation 25 Flatow'er Kreiſes 


IV. Emüfion Littr. „er, re 
100 Thaler à fünf Prozent Zuſen die te Serie 
Zinscoupons für die fünf Jihte 18 bis 18 bei 


der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Flatow, Falls der Inhaber 
der Obligation nicht vechtzetiig Widerſpruch erhoben hat. 
Flatow, den ten 18 
Die ſtändiſche Commiſſton für den Eiſenbahnbau 
im Flatow'er Kreiſe. 


Verordnungen und Bekanntmachangen der 
Central⸗ Behörden. 


Bekanntmachung, 
betreffend die Erſatzleiſtung für die präkludirten Kaſſen⸗ 
Anwelſungen von 1835 und Darlehnskaſſenſcheine. 


Durch unſere wiederholt veröffentlichten Bekannt⸗ 
machungen ſind die Beſitzer von Kaſſenanweiſungen von 
1835 und von Darlehnskaſſenſcheinen von 1848 aufge⸗ 
fordert, ſolche Behufs der Erſatzleiſtung an die Kontrolle 
der Staatspapiere hierſelbſt, Oranienſtraße 92. oder an 


eine der Königl. Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſen einzureichen. 


Da deſſenungeachtet ein großer Theil dieſer Papiere nicht 
eingegangen iſt, ſo werden die Beſitzer derſelben noch⸗ 
mals an deren Einreichung erinnert. Zugleich werden 
diejenigen Perſonen, welche dergleichen Papiere nach dem 
Ablaufe des auf den 1. Juli 1855 feſtgeſetzt geweſenen 
durch das Geſetz vom 15, April 1857 unwirkſam ge⸗ 


n 


— 115 


machten Präkluſivtermins an uns, die Kontrolle der 
Staatspapiere oder die Provinzial⸗, Kreis⸗ oder Lokal 
Kaſſen abgeliefert und den Erſatz dafür noch nicht em 
pfangen haben, wiederholt veranlaßt, ſolchen bei der Kon⸗ 
trolle der Staatspapiere oder bei einer der Regierungs⸗ 
Haupt⸗Kaſſen gegen Ruͤckgabe der ihnen ertheilten Em⸗ 
pfangſcheine oder Beſcheide in Empfang zu nehmen. 
Berlin, den 9. Juni 1868. 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden. 
v. Wedell. Löwe. Meinecke. Eck. 


3) Bekanntmachung, 
den Remonte⸗Ankauf pro 1872 betreffend. 
Zum Ankauf von Remonten im Alter von vor- 


zugsweiſe drei, und ausnahmsweiſe vier und fünf im Intereſſe der 


Jahren ſind im Bezirke der Königlichen Regierung zu 
Marienwerder für dieſes Jahr nachftehende, Morgens 
8 Uhr beginnende Märkte anberaumt worden und zwar: 

den 3. Auguſt in Roſenberg, 


„ 5. „ „Marienwerder, 
„ . „ „ denz, 

„ 7. „ „ Rehden, 

„ „ „ 

„ IG. „ 

„ 12. „ „ Strasburg, 

„ 30. „ Dt. Crone, 


„ 2. Sepibr. „ Conitz 
Die von den Mllitair⸗Commiſſtonen erkauften 
Pferde werden mit Ausnahme der Marktorte Stuhm, 


unſere eigene Verwaltung. 


0 . 


den Fällen ſtattfinden, wenn nach Abgabe der vor⸗ 
Re Erk ärung auch die Poſtanweiſungen ſelbſt 
von der Poſt abgeholt werden. Für die Ueberbeingung 
einer jeden von weiterher eingegangenen Po kanweiſung 
nebſt dem zugehörigen Geldbetrage wird allgemein eine 
Gebühr von ½ Gr. bez. 2 Kr. erhoben; wo bisher 
höhere Gebührenſätze Anwendung gefunden haben, 
werden dieſelben entſprechend e maßigt; gebührenfreie 
B. ſtellungen finden nicht mehr ftat:. 
Berlin, den 26. Juni 1872. 
Der Reichek mzler. 
J Vertretung: Delbrück. 


5) Die Königlichen Regierungs-Haupt⸗Kaſſen, denen 
Staatsbeamten und zur Ver- 
einfachung unſerer Verwaltung die Vermittelung von 
Aufnahmen in unſere Anſtalt obliegt, werden ſeit läu⸗ 
gerer Zeit dadurch, daß die betreffenden Anträge von 
Behörden und einzelnen Perſonen in der Regel höchſt 
unvollſtändig und mit unzuläſſigen Neben-Anträgen bei 
ihnen eingehen, mit Correſpondenzen zur Beſeitigung der 
vorgefundenen Mängel und Beantwortung unſtatthafter 
Anträge in demſelben Maaße ungebührlich belaſtet, als 
Wir machen daher in Fol⸗ 
gendem alles dasjenige bekannt, was bei der Reception 
in unſere Anſtalt erforderlich iſt, und bemerken dabei 
ausdrücklich, daß Abweichungen von dieſen Beſtimmun⸗ 
gen unter keiner Bedingung geſtattet werden können. 
Sollte alſo dagegen irgendwie verſtoßen oder irgend eine 


Chriſtburg, Roſenberg und Graudenz zur Stelle ab⸗ 
genommen, und gegen ſtempelpflichtige Quittung ſofort 
bezahlt. Die Verkäufer auf den vorgenannten Märkten 
werben dag gen erſucht, die verkauften Pferde in das 
nahe gelegene Remonte⸗Depot Pr. Mark auf eigene 
Koſten einzultefern, und daſelbſt nach erfolgter Uber: 
gabe der Pferde in geſundem Zustande den behandelten 
Kaufpreis in Emp’anz zu nehmen 

Pferde mit ſolchen Fehlern, welche nach den 
Landesgeſetzen den Kauf rückgängig machen, ſind vom 
Verkäufer gegen Erſtattung des Kaufpreiſes und der 
ſämmtlichen Unkosten zurückzunehmen. Die Verkäufer 
ſind ferner verpflichtet, jedem verkauften Pferde eine 
neue ſlarke, riadlederne Trenſe mit ſtarkem zweckmäßigen 
Gebiß, eine ſtarke Kopfhalfter von Leder oder Hanf 
mit zwei mindeſtens ſechs Fuß langen, ſtarken Stricken 
ohne beſondere Vergütigung mitzugeben. 

Berlin, den 7. März 1872. 

Kriegs⸗Miniſterium. 
Abtheilung für das Remonte⸗Weſen. 


A) Bekanntmachung, 
betreffend die Beſt⸗llung der Poſtanweiſungen und ber 
zugehörigen Geldbeträge. 

Zur Erleichterung des Verkehrs ſollen fortan al: 
gemein die Beträge auf Poſtanweiſu gen an Abreſſaten 
im Ortsbezirke zugleich mit den Poſtanweiſun zen durch 
die beſtellenden Boten ſämmtlicher Reichs Poſtanſtalten 
abgetragen werden. Ein: Abholung der Poſtanwei ungs⸗ 

träge von der Pot kann demnächſt nu: noch in 


vorgeſchriebene Form nicht ganz genau beachtet werden, 
worüber die mit uns in Verbindung ſtehenden Königli⸗ 
chen Kaſſen und unſere Agenten ſtreng zu wachen haben, 
ſo müſſen die betreffenden Perſonen erwarten, daß ihre 
Aufnahmen abgelehnt oder verzögert und ihnen umſtänd⸗ 
liche Correſpondenzen und Portokoſten verurſacht werden. 


I. Es können in die Königlich Preußiſche allge⸗ 
meine Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anftalt nach den beſte⸗ 
henden Beſtimmungen nur aufgenommen werden (und 
zwar auch nur unter der Vorausſetzung, daß nicht etwa 
Geſundheits⸗ oder Alters⸗Verhältniſſe obwalten, die nach 
den 88. 3. und 4. unſeres Reglements überhaupt gänz⸗ 
lich von der Reception ausſchließen): 

a, diejenigen im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtell⸗ 
ten Civilbeamten, welche nach dem Penſtonsxregle⸗ 
ment vom 30. April 1825 penſionsberechtigt ſind und 
daher zum Penſionsfonds beitragen, jedoch mit der 
Maaßgabe, daß diejenigen unter ihnen, deren fixir⸗ 
tes Dienſteinkommen die Summe von jährlich 250 
Thlr. nicht überſteigt, höchſtens eine Wittwenpen⸗ 
ſion von 50 Thlr. verſichern dürfen; ' 

b. die Affefforen bei den Regierungen, den Oberge⸗ 
richten und den Rheiniſchen Landgerichten, auch 
wenn ſie weder Gehalt noch Diäten beziehen, fo 
wie die bei den Auseinanderſetzungs⸗Behörden als 
Special⸗Commiſſarien dauernd beſchäftigten Oeco⸗ 
nomie⸗Commiſſarien, noch ehe ſie in den Genuß 
eines penſionsberechtigten Einkommens treten, jedoch 
alle dieſe unter b. angeführten Beamten nur mit 


A 


der Verſicherung einer Wittwenpenſton von höchſtens 
100 Thlr., vorbehaltlich einer künftigen Erhöhung 
derſelben für den Fall, daß ihnen ſpäter die Pen⸗ 
ſions⸗ Berechtigung beigelegt werden ſollte; 


e. die im eigentlichen Seelſorger⸗Amte, ſowohl unter 
Königlichen als unter Privat⸗Patronaten angeſtell⸗ 
ten Geiſtlichen; 

d. die an Gymnaſien und dieſen gleich zu achtenden 
Anſtalten, an Schullehrer⸗Seminarien, ſowie an 
höheren und an allgemeinen Stadtſchulen angeſtell⸗ 
ten wirklichen Lehrer; nicht aber auch die Hülfs⸗ 
lehrer ſolcher Anſtalten und die Lehrer an ſolchen 
Klaſſen derſelben, welche als eigentliche Elementar⸗ 
klaſſen nur die Stelle der mit jenen höheren Unter⸗ 
richts⸗Anſtalten verbundenen Elementarſchulen er⸗ 
ſetzen; 

e. bi Profeſſoren bei den Univerſitäten, wenn fie mit 
einer fixirten Beſoldung angeſtellt find; 

f. die reitenden Feldjäger. 

Außerdem ſind zwar noch einige andere Beamten⸗ 
klaſſen, als die Hofdiener u. ſ. w., beitrittsfähig, 
dieſe befinden ſich jedoch uns gegenüber in einer 
ganz beſonderen Ausnahmeſtellung und werden nie⸗ 
mals von unſern Agenten oder den Königlichen 
Regierungs⸗Hauptkaſſen, ſondern zum größten Theil 
von ihren eigenen, mit unſern Aufnahme⸗Beſtim⸗ 
mungen vollkommen bekannten Behörden zur Recep⸗ 
tion bei uns angemeldet. Es bedarf daher hier 
nicht weiter ihrer Erwähnung. 


II. Wer nun hiernach der Königlich Preußiſchen 
allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten will, 
hat vorzulegen: 

a. ein Atteſt feiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu 
einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu I. a. 
ausdrücklich darüber, daß er ein penſionsbeitrags⸗ 
pflichtiges Gehalt und event. zu welchem jährli⸗ 
chen Betrage beziehe, zu J. b. wegen der Oeconomie⸗ 
Commiſſarien, daß er bei einer Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde dauernd beſchäftigt ſei, zu I. d. dagegen 
darüber, daß er zu den nach der Allerhöchſten Ka⸗ 
binets⸗Ordre vom 17. April 1820 receptionsfähigen 
Lehrern gehöre. Ausgenommen find hierbei nur 
die Geiſtlichen und die bei den Regierungen und 
Obergetichten oder anderen Landes⸗Collegien als 
wirkliche Räthe angeſtellten Staatsbeamten, da 
dieſe über ihre Stellung keines beſonderen Nachwei⸗ 
ſes bedürfen. 

Heiraths⸗Conſenſe können nur dann die Stelle 
ſolcher Atteſte vertreten, wenn in denſelben das 
Verhältniß des Beamlen oder Lehrers, welches ihn 
nach den olizen Beſtimmungen zur Aufnahme in 
unſere Anſtalt berechtigt, beſonders und beſtimmt 
ausgedrückt, auch event. das penſionsbeitragspflich⸗ 
tige Dienſt⸗Einkommen des Beamten ad I. a. an⸗ 
gegeben iſt. Verſicherungen, welche die Necipienden 
ſelbſt über ihre Stellung abgeben oder einfache Be⸗ 
ſcheinigungen einzelner Behörden: „daß N. N. be⸗ 


r 


rechtigt oder verpflichtet ſei, der Königlichen all⸗ 
gemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Auſtalt beizutreten“ 
können uns niemals genügen, da wir dieſe Berech⸗ 
tigung oder Verpflichtung auf eigene Verantwortung 
ſelbſt zu prüfen haben. 


. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen 


3 
Copulationsſchein. f 1 

Die in dieſen Documenten vorkommenden Zah⸗ 
len müſſen mit Buchſtaben ausgeſchrieben ſein und 
die Vor⸗ und Zunamen beider Eheleute in den Ge⸗ 
burtsſcheinen müſſen mit den Angaben des Copula⸗ 
tionsſcheins ſo genau übereinſtimmen, daß die 
Identität der Perſonen durchaus keinem Zweifel 
unterliegt, der ſonſt anderweitig auf glanbhafte Weiſe 
zu heben ſein würde. f 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der 
Geburtszeit find ungenügend; find aber ſolche Au 
gaben im Copulationsſcheine vorhanden, ſo können 
ſie als Erſatz etwa fehlender beſonderer Geburts⸗ 
Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung in der⸗ 
ſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher die Taufe voll⸗ 
zogen wurde, und wenn die Copulations⸗ und 
Geburts⸗ Angaben ausdrücklich auf Grund der Kir⸗ 
chenbücher einer und derſelben Kirche gemacht wer⸗ 
den. Sollte in beſonderen Fällen es nicht möglich 
ſein, einen Geburtsſchein zu erhalten, und dieſe 
Unmöglichkeit beſcheinigt oder wenigſtens wahrſchein⸗ 
lich gemacht werden, ſo muß das Alter durch gül⸗ 
tige Atteſte ſeit der Zeit der Confirmation, durch 
glaubwürdige Beſcheinigung der Eltern oder Tauf⸗ 
zeugen, durch gerichtliche Vormundſchafts⸗Beſtel⸗ 
lungen, worin das Alter der aufzunehmenden Ehe⸗ 
leute angeführt wird, durch Documente, welche 
geraume Zeit vor beantragter Reception im Druck 
erſchienen ſind, oder ſonſt durch andere, allenfalls 
durch das suppletorium zu bekräftigende Mittel 
erweislich gemacht werden. n 

Einer gerichtlichen Beglaubigung der Kirchenzeug⸗ 
niſſe bedarf es nicht mehr, wohl aber muß der 
Unterſchrift des Ausſtellers das Kirchenſiegel deut⸗ 
lich beigedruckt ſein. Auch find dieſe Documente 
ſtempelfrei, den Predigern aber iſt es nachgelaſſen, 
für Ausfertigung eines jeden ſolcher Beugnife kirch⸗ 
liche Gebühren, jedoch höchſtens im Betrage von 
7 Sgr. 6 Pf. zu fordern. 

Da die Kirchenzeugniſſe bis nach Beendigung 
der Mitgliedſchaft bei unſern Akten verbleiben müſe 
ſen, ſo iſt denjenigen Recipienden, die ſie etwa auf 
Stempelpapier einreichen und alſo ſpätee auch zu 
anderen Zwecken als zum Einkauf in unſere An⸗ 
ſtalt benutzen können, ganz beſonders anzurathen, 
von vorn herein uns zu unſern Akten nicht die h 
Originalien, fondern ſtempelfreie beglaubigte Ab» 
ſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem ausdrück⸗ 
lichen Vermerke des vidimirenden Beamten, daß den 
Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. Je⸗ 4 
denfalls beſitzen wir keine Arbeitskräfte, um ſpä⸗ 
ter auf Verlangen einzelner Intereſſenten beglau⸗ 
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bigte Abſchriflen der bei unfern Akten beruhenden nicht bis zu dieſem Zeitpunkte gemacht und bis dahin 
Atteſte ertheilen zu können. nicht vollſtäudig belegt worden find, werden von ben 
c. Ein ärztliches, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in fol⸗ Königlichen Kaſſen und Commiſſarien zurückgewieſen und 
gender Faſſung: lönnen nur noch ſpäteſtens bis zum 1. April oder 1. 
„Ich (der Arzt) verſichere hierdurch auf meine Oktober in portofreien Briefen unmittelbar an uns ſelbſt 
Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner beſten eingeſandt werden. 
Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwind⸗ In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termine 
ſucht, Waſſerſucht, noch einer andern chroniſchen werden keine Receptions⸗Anträge angenommen und keine 
Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten Aufnahmen vollzogen. 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch IV. Den zu II. genannten Atteſten find womög⸗ 
bettlägerig, ſondern geſund, nach Verhältniß ſei⸗ lich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden halb⸗ 
nes Alters bei Kräften und fähig iſt, feine Ge- ährlichen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarif zu 
ſchäfte zu verrichten.“ dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht berechnet 
Dieſes Atteſt des Arztes muß von vier Mitgliedern werden können. Dieſer Tarif iſt im Verlage der hie⸗ 
unſerer Anſtalt, oder, wenn ſolche nicht vorhanden ſigen Decker ſchen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei er⸗ 
ſind, von vier anderen bekannten redlichen Männern ſchienen und iſt alſo Jedermann zugänglich. Bei Be⸗ 
dahin bekräftigt werden: rechnung der Alter iſt jedoch der §. 5. unſeres Regle⸗ 
„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und ments zu beachten, wonach einzelne Monate unter Sechs 
fie das Gegentheil von dem, was der Arzt atte⸗ gar nicht, vollendete Sechs Monate aber und darüber 
ſtirt habe, nicht wiſſen.“ als ein ganzes Jahr gerechnet werden. 
Wohnt der Recipiend außerhalb Berlin, ſo iſt noch Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theil⸗ 
außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, dahin lautend: zahlungen zur Tilgung derſelben ſind unſtatthaft, und 
„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder 
das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, auch und der vorgeſchriebenen Atteſte kann unter keinen Um⸗ 
keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, ſtänden eine Reception bewirkt werden. 
Schwiegerſohn oder Schwager des Aufzunehmen- V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu ver⸗ 
den oder der Frau deſſelben ſei.“ ſichernden Penſion betrifft, ſo haben hierüber nicht wir, 
Dieſes Certifikat darf nur von Notar und Zeugen, ſondern die den Recipienden vorgeſetzten Dienſtbehörden 
von einem Gerichte oder von der Ortspolizei⸗Behörde zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im Allgemeinen 
ertheilt werden; bei den Geſundheits⸗Atteſten für auf bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen 
zunehmende Gensd'armen find jevoch ausnahmsweiſe Verordnungen die Penfion mindeſtens dem fünften Theile 
auch die Certifikate von Gensd'armerie⸗Offtzieren zu- des Dienſteinkommens gleich fein muß, wobei jedoch zu 
läſſig. berückſichtigen iſt, daß die Verſicherungen nur von 25 
Das ärztliche Atteft ſelbſt können wir nur von einem Thlr. bis 500 Thlr. incl., immer mit 25 Thlr. ſtei⸗ 
approbirten praktiſchen Arzte oder von einem Kreis gend, ſtattfinden können. 
Wundarzte annehmen. Wundärzte I. Klaſſe, die nicht VI. Bei ſpäteren Benfions- Erhöhungen, die je⸗ 
im Staatsdienſte angeſtellt find, dürfen dergleichen doch in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. |. 
Atteſte nur dann ausſtellen, wenn uns zugleich von w. als ganz neue, von den älteren als ganz unabhängige 
der Ortsobrigkeit beſcheinigt wird, daß an ihrem Verſicherungen und nur in ſofern mit dieſen gemein⸗ 
. Wohnorte zur Zeit ihrer Niederlaſſung daſelbſt ein ſchaftlich betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag die 
zum Doctor promovirter praktiſcher Arzt nicht anſäſſig Summe von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. und 500 Thlr. 
eweſen. nicht überſteigen darf (ef. I. a. und b.), iſt die aber⸗ 
Das Atteſt, die Zeugen⸗Ausſagen und das Certi⸗ malige Beibringung der Kirchenzeugniſſe nicht erforder⸗ 
fikat dürfen nie vor dem 16. Januar oder 16. Juli lich, ſondern nur die Anzeige der älteren Receptions⸗ 
datirt ſein, je nachdem die Aufnahme zum 1. April Nummer, ein neues vorſchriftsmäßiges Geſundheitsatteſt 
oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und die oben vorgeſchrie⸗ und, wenn die zu I. a. und b. bezeichneten Grenzen über⸗ 
bene Form muß in allen Theilen Wort für Wort gan: ſſchritten werden ſollen, ein amtliches Atteſt über die ver⸗ 
genau beobachtet werden. änderte Stellung und Beſoldung, ſo wie über die etwa 
III. Die Aufnahme⸗Termine find, wie eben ange⸗ erlangte Penſions⸗ Berechtigung. Auch die Beträge der 
deutet, der 1. April und 1. Oktober eines jeden Jahres. Erhöhungen müſſen wie die erſten Verſicherungen durch 
Wer alſo nach I. zur Reception berechtigt oder 25 ohne Bruch theilbar ſein. 
verpflichtet iſt und dieſe durch eine Königliche Regierungs⸗ VII. Nach dem Geſetze vom 17. Mai 1856 wer⸗ 
zus oder Inſtitutenkaſſe, oder durch einen unfererjben nicht mehr Goldſummen, ſondern nur noch Sum⸗ 
ommiſſarien bewirken will, hat an dieſelben feinen An- men in Silbergeld verſichert, jo wie auch die halbjähr⸗ 
trag und die zu II. genannten Documente vor dem 1. lichen Beiträge nur noch in Silbergeld berechnet werden. 
April oder 1. Oktober ſo zeitig einzureichen, daß ſie VIII. Da wir im Schlußſatze der Receptions⸗ 
ſpäteſtens bis zum 15. März oder 15. September von Documente ſtets förmlich und rechtsgültig über die erſten 
dort aus bei uns eingehen können. Anträge, welche halbjährlichen Beiträge quittiren, ſo werden beſondere 
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Quittungen über dieſelben, wie ſie ſehr häufig von uns oder durch beſondere Vereinbarungen noch weitere Er⸗ 
verlangt werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. leichterungen gewährt worden ſind, der Beglaubigung 
Berlin, den 29. Januar 1859. durch die vorgeſetzte Behörde, nämlich die Finanz⸗ 
General ⸗ Direction Landes⸗Direction oder beziehungsweiſe die Finanz⸗Di⸗ 
der Königl. allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt rectionen und im Grenzbezirke die Grenz⸗Inſpectoren, 
während Urkunden, welche von den genannten oder 
Verurdnungen und Bekanntmachungen der von den in dem unten folgenden Verzeichniß aufge⸗ 
Irovinzial: Behörden, führten von dem Finanz Ministerium und dem Mini: 
fterium für Handel und Volkswirthſchaft reſſortirenden 
6) Die Kaiſerlich Deutſche Botſchaft in Wien wird Behörden ausgeſtellt oder beglaubigt find, keiner wei⸗ 
häufig von Preußiſchen Behörden und von Privat⸗ teren Beglaubigung bedürfen; 
perſonen in Bezug auf Urkunden, welche bei Gerichten 5. die Auszüge aus den amtlichen Geburts-, 
oder öffentlichen Kaſſen gebraucht werden ſollen, um Trauungs⸗ und Sterbe⸗Matrikeln nebſt der Legali⸗ 
Legaliſirung erſucht, obwohl dieſelben von Oeſterrei⸗ ſirung der zuſtändigen politiſchen Ortsbehörde der Be⸗ 
chiſch⸗Ungariſchen Behörden in einer Form ausgeſtellt glaubigung der politiſchen Landesſtelle, bei dem Mili⸗ 
oder beglaubigt find, welche in Folge jenes Vertrages tär aber des Kriegsminiſteriums bedürfen; 
das Erforderniß einer weiteren Veglaubigung aus⸗ 6. andere von geiſtlichen Aemtern chriſtlicher Re⸗ 
ſchließt. ligions⸗Bekenntniſſe in Angelegenheiten ihres Berufs 
Durch derartige Geſuche werden nicht nur läſtige ausgeſtellte Urkunden nur der Legaliſirung durch das 
Weiterungen hervorgerufen, welche zu vermeiden der biſchöfliche Ordinariat, bei den evangeliſchen Religions⸗ 
eigentliche Zweck des erwähnten Vertrages iſt, ſondern genoſſenſchaften durch die vorgeſetzte Superintendentur, 
die Kaiſerliche Botſchaft iſt meiſtens auch nicht einmal beim Militär rückſichtlich der katholiſchen Feldgeiſtlich⸗ 
in der Lage, den an fie gerichteten Anträgen zu ent⸗ keit durch das apoſtoliſche Feldvicariat, rückſichtlich der 
ſprechen, weil das Kaiſerlich und Königlich Oeſterreich⸗evangeliſchen Militär⸗Seelſorge durch das vorgeſetzte 
Ungariſche Miniſterium des Aeußern die Beglaubigung Landes⸗General⸗Commando bedürfen, während für die 
ſolcher Urkunden, bei welchen conventionsmäßig eine von dieſen Stellen ausgehenden Urkunden eine höhere 
weitere Legaliſation nicht erforderlich iſt, in der Regel Beglaubigung nicht erforderlich ift; 
ablehnt. 7. die Ausfertigungen der Capitel⸗ und Ordens⸗ 
Wir machen daher die uns nachgeordneten Be⸗Convente in Ungarn keiner weiteren Legaliſirung be⸗ 
hörden und das Publikum darauf aufmerkſam, daß dürfen, und 
nach dem Vertrage vom 4. September 1865 (G.⸗S. 8. auch die einer Privat⸗Urkunde beigefügte Be⸗ 
S. 1036.) glaubigung der nach Vorſtehendem zuſtändigen Behörde 
1. diejenigen Urkunden, welche von Civil⸗ oder keiner weiteren Beglaubigung bedarf. 
Militärgerichten in oder außer Streitſachen und in Marienwerder, den 27. Juni 1872. 
Strafangelegenheiten, ſowie von den geiſtlichen Ehe- Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
gerichten, als Amts⸗Urkunden ausgeſtellt werden, wenn e 
ſie mit dem Amtsſiegel verſehen ſind, einer Legaliſirung der Kaiſerlich Königlich Oeſterreichiſchen Behörden und 
nicht bedürfen; Aemter: 
2. die von Notaren ausgefertigten Urkunden 1) Direktion der Staatsſchuld. 
mit der Legaliſirung eines Gerichtes erſter Inſtanzl 2) Staats: und Centralkaſſe. 
ihres Wohnortes verſehen ſein müſſen; 3) Die Staats⸗Hauptkaſſen. 
3. die Urkunden der Polizei⸗ und Verwaltungs⸗ 4) Lottogefälls⸗Direktion. 
Behörden 5) Die Centraldirektion der Tabakfabriken und Ein⸗ 
(mit alleiniger Ausnahme der Reiſe⸗Legitimationen lösämter. 
jeder Art, bei denen es bei den bisherigen Vor⸗ 6) Direktion in Dikaſterialgebäude⸗Angelegenheiten. 
ſchriften verbleibt,) 7) Direktion der Hof: und Staatsdruckerei. 
inſofern nicht beſondere Erleichterungen für beſtimmte N Aerarial⸗Papierfabrik in Schlögelmühle. 
Fälle vereinbart find. Der Legaliſirung der höheren] 9) Aerarial⸗Porzellanfabrik. f 
Verwaltungsſtellen, nämlich der politiſchen Landesbe⸗10) Schwefelſäure⸗ und chemiſche Produktenfabrik (in 
hörde, in Seeſchifffahrts⸗ und Sanitäts⸗Angelegen⸗ Heiligenſtadt). 
heiten der Central⸗Seebehörde, und bei den von Mi⸗11) Direktion der Staatstelegraphen. 
litärbehörden ausgefertigten Urkunden des Landes⸗Ge⸗ 12) Bergwerksprodukten⸗Verſchleißdirektion. 
neral⸗Commandos bedürfen, während für die von 13) Haupt⸗Münzamt: 
dieſen Stellen ſelbſt ausgehenden Urkunden eine höhere 14) General⸗Probiramt. 
Beglaubigung nicht erforderlich iſt; 15) Haupt⸗Punzirungsamt. 
4. die Urkunden der Finanzbehörden und der 16) Forſt⸗Lehramt zu Maria⸗Brunn. 
dieſen untergeordneten Stellen, inſofern nicht in Folge 17) Poſtdirektionen. 
des Handels⸗ und Zollvertrages vom 11. April 186518) Berg⸗, Forſt⸗ und Guter⸗(Salinen⸗) Direktionen 
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in Gmunden, Hall, Wieliczka, Schemnitz, Szigeth, 
Schmöllnitz, Klauſenburg, Nagy⸗Banya. 
19) Die Ober⸗Verwesämter zu Neuburg und Maria⸗Zell. 
20) Die Eiſenwerks⸗Direktion in Eiſenerz. 
21) Die Montan⸗Lehranſtalten in Leoben und Przibram. iſt eine Aenderung in dem bisherigen Rechtszuſtande 
22) Die Bergämter in Joachimsthal und Przibram. bezüglich der dinglichen Wirkung der Realrechte einge⸗ 
23) Das Salinen⸗ und Ober⸗Verwaltamt in Sbovär. treten, welche das Intereſſe der Kirchen und Schulen 
24) Bergweſen⸗Inſpektoratsamt in Agordo. beſonders berührt. Soweit dieſen Inſtituten Realrechte 
25) Die General⸗Inſpektion für Eiſenbahnen. zuſtehen, die den Charakter der gemeinen Laſten haben, 
26) Die Kaiſerlich Königlich höhere landwirtſchaftliche bedürfen dieselben auch künftig nach 8 11 der Grund⸗ 
Lehranſtalt zu Ungariſch⸗Altenburg. buchordnung zu ihrer Went nicht e 
22, Seitens der Srangiien Meglerung dus den leadeeghen. bie bisher auh ohne Einen auf 
Königlichen Miniferium für die landwirthſchaftlichen einzelnen Grundſtücken aus peſvatrechtlichen Titeln 
Angelegenheiten Mittheilungen über das weitere Fort⸗ hafteten und deren dingliche Wukung gegen pätere 
ſchreiten der in Frankceich aufgetretenen Krankheit des Egenthümer nach der bisherigen gerichtlichen Praxis 
Weinſtocks zugegangen. Dieſe durch ein Jyſekt, 18 1 als gültig angeſehen wurde, wenn der Eigenthümer 
an der Wurzel den Wänſtocks lebt, und En 185 n pes belaſteten Grundſtücks die Exiſtenz folder Rechte 
Frankreich die wiſſenſchaftliche Benennung koyllo rens gekannt hätte. Dieſer Rechtszuſtand ändert ſich künftig 
vastatrix beigelegt, heroorgerufene Krankheit hat ſich nach $ 12 des Geſetzes über den Eigenthumserw 555 
vorzugsweiſe in denjenigen Departements und Landes ihre dingliche Wirkung kann den zuletzt erwähnten 
theilen ausgebreitet, welche am öſtlichen Ufer des Rhone Rechten nur durch Emtragung erhalten werden und 
belegen find, Me = 3 15 f — 1 Orange 3600| deshalb hat 8 73 der Grundbuch⸗Ordnung einen Präklu⸗ 
Fu ann ee bat “ RR ar > an ſtvtermin bis zum 1. Oktober 1873 vorſchrieben, um 
1 . d t f f * in in e m die Eintragung ſolcher Rechte roh herbeiführen zu 
fan A il ii en an end ec 5 können. Kirchen und Schulen find hie bei beſonders 
ge: Y N betheiligt und ſie könnten leicht der Gefahr ausgeſetzt 


Herault, außerdem a im Bordelais gezeigt. 

55 — un 1 gent 3, Such" werden, dergleichen Berechtigungen zu verlieren, wenn 

bloßen Augen kaum erkennbare Inſekt der Ordnung fie nicht rechtzeitig deren Eintragung herbeiführen. 

der Hemipteren und darunter den Blattläuſen an. dane wir die Vorſteher der umierer Aufficht unter: 

Daſſelbe lebt im ungeflügelten Zuflande auf der Wurz 5 ten Kirchen und Schulen auf dieſe Geſetzsänverung 

des Weinſtocks, die es zugleich zerſtört. be e e ene uch Wee 
Im geflügelten Zuftande zeigt ſich das Insekt Martenwerder, den 16. Juni 1872. 


nur felten, lebt dann über der Erde und in dieſem E 
Zufanbe scheint dafielbe, von Luftftrzmungen fortge: 100 e a 
tra 4 855 Krankheit in weitere Entfernungen zuſpracht, daß durch Minifte tal Reſkript vom 29 Mate 
verbreiten.. Nr. IV. 5215 der Grundſteuer⸗Beiſchlag zur D dung 
3 175 aan 15 pen N der durch die Untervertheilung a G tee in 
rankheit „ gegen we che er ein anderes Mittel, den ſechs öſtlichen Provinzen entzandenen, b ziehungs⸗ 
als gänzliches Verbrennen der inficicten Weinſtöcke und weiſe noch eniſte henden Loſten für bas Jahr 1873 
Reinigung der Erde, in welcher fie gewachsen find, ebenſo wie für das Jahr 1872 geſchzhen, auf 12 Pfennige 
nicht aufgefunden worden ift, hierdurch zur öffentlichen für jeden Thaler Grundſteuer feſtgeſezt worden iſt 
Kenntniß und warnen das Publikum vor dem Beziehen Marienwerder, den 14. Juni 1872 Dr 
von en 15 55 7 0 a Frankreichs. Königliche Regierung f 
Ruten DEN BSH \ Abtheilung für direkte Steuern, Domainen u. Forften 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 11) Es wird hierd arch zur öffentlichen dental 
8) Die Kreis⸗Thierarztſtellen der Kreiſe Goldap gebracht, daß die diesjährigen Ernteferien gemäß der 
und Ragnit, letztere mit dem Mohnfige des Inhabers Ferienordnung vom 16. April 1850 — Juſtiz⸗Miniſtertal⸗ 
in dem mit einer Apotheke verſehenen Klrchorte Krau⸗ Blatt S. 129 — bei dem Appellatlonsgerichte hierſelbſt 
piſchken, ſind vakant. und den Stadt⸗ und Kreisgerichten des dieſſeitigen 
Qualificirte Bewerber werden aufgefordert, ſich Departements mit dem 21. Juli 1872 beginnen und 
unter Einreichung ihrer Fähigkeitszeugniſſe innerhalb bis zum 1. September dauern werden. Unter Hin⸗ 
8 Wochen bei uns zu melden. Mit jeder diefer Stellen weiſung auf die Beſtimmungen im 8 2 der gedachten 
iſt ein Jahrgehalt von 200 Thaler aus Staatsfonds Ferien : Ordnung wird das Publikum aufgefordert, 
verbunden. 8 Anträge bei den Gerichten während jener Zeit auf 
Gumbinnen, den 24. Juni 1872. die Angelegenheiten zu beſchränken, welche einer Be⸗ 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. ſchleunigung wirklich bedürfen und dieſe der Beſchleuni⸗ 


9) Durch die Beſtimmungen des Geſetzes über den 
Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Zrundftücke vom 5. Mai c. und der Grundbuchordnung 


vom gleichen Tage (Geſ.⸗Samml. S. 433 und 446) 
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gung bedürfenden Eingaben mit dem Vermerke „Ferien: 
Sache“ zu verſehen. N 
Marienwerder, den 26. Juni 1872. ö 
Köaigliches Appellations⸗ Gericht. | 


12) Vom 1. Juli d. J ab treten in Folge ber Ein⸗ 
führang eines anderen Fahrplaus auf der Eiſenbahn⸗ 
ſtrecke Mocker⸗Jablonowo nachflehende Aenderungen im 
Pocengange ein: 
Es courſiren: 
1. Die erſte Perſonenpoſt zwiſchen Jablo⸗ 
nowo und Strasburg W.⸗Pr.: 
aus Jablonowo 10 Uhr 30 Min. Vorm. (nach Ankunft 
des 1. Zuges aus Thorn 10 Uhr 6 Min. Vorm.), 
in Strasburg 1 Uhr 5 Min. Nachm,; 
aus Strasburg 7 Uhr 40 Min. Vorm.; 
in Jablonowo 10 Uhr 15 Min. Vorm. (zum Anſchluß 
an den 1. Zug nach Thorn 10 Uhr 49 Min. Vorm.) 


2. Die Perſonenpoſt von Neidenburg nach 
Strasburg: 

aus Neidenburg 9 Uhr 15 Min. Abends; 

in Strasburg 6 Uhr 20 Min. früh (zum Anſchluß an 


13) Vom 1. Juli d. J. ab wird die 3. Perſonen⸗ 
poſt von Warlubien nach Graudenz um 4 Uhr 45 Min. 
Nachmittags abgefertigt und trifft in Graudenz um 
6 Uhr 45 Min. Abends ein. 
Danzig, den 27. Juni 1872. 
Kaiſerliche Ober⸗Poſt⸗Direktion. 
14) Vom 1. Juli d. J. ab tritt an Stelle des bis⸗ 
herigen Tarifs für den Preußiſch Polniſchen Verband⸗ 
Güter⸗Verkehr vom 18. Auguſt 1870 ein neuer Tarif 
in Kraft. Exemplare deſſelben ſind von allen Verband⸗ 
ſtationen käuflich zu beziehen. 
Bromberg, den 20. Juni 1872. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 

15) Für den Transport der Ausſtellungsgegenſtände 
zu der in der Bit vom 9. bis 12. September c. in 
Salzburg in Oeſterreich abzuhaltenden, mit einer Aus⸗ 
ſtellung verbundenen XVIII. Wander⸗Verſammlung 
deutſcher Bienenwirthe finden auf den Preußiſchen 
Staats⸗Eiſenbahnen Erleichterungen in ber Art ſtatt, 
daß für dieſelben beim Hintransporte die volle tarif⸗ 
mäßige Fracht zu entrichten iſt, der Rücktransport aber 
an den Ausſteller auf derſelben Route frachtfrei erfolgt, 


die 1. Poſt nach Jablonowo 7 Uhr 40 Min. früh). wenn die Aufgabe der Gegenſtände bis ſpäteſtens zum 
3. Die Votenpoſt von Wroßk nach Strasburg: 1. Oktober d. J. bewirkt und durch Vorlage des Fracht⸗ 


aus Wrozk 3 Uhr 15 Min. früh, 


briefes für den Hintransport, ſowie durch ein Atteſt 


in Strasburg 7 Ühe früh (zum Anſchluß an die 1. der Aasſtellungs⸗Commiſſton nachgewieſen wird, daß 
eber nach Jablonowo 7 Uhr 40 Min. früh). dieſelben auf der Ausftellung geweſen und unverfauft 


Die Perſonenpoſt von Gorzno nach 
Bartnitzka: | 
aus Gorzno 3 Ur 15 Min. früh, | 
in Bartnitzka 4 Uhr 15 Min. früh (zum Anſchluß an 
die Pecſonenpoſt von Neidenburg nach Strasburg 
4 Uhe 50 Min. früh). 
5. Die 1. Perſonenpoſt zwiſchen Gollub und 
Schönſee: 
aus Gollub 9 Uhr 45 Min. Vorm, 
in Schörnſee 11 Uhr Vormitt. (zum Anſchluß an den 
1. Zug nach Thorn 11 Uhr 55 Min. Vorm); 
aus Schönſee 9 Uhr 50 Min. Vorm. (nach Ankunft 
des 1. Zuges aus Thorn 9 Uhr 1 Min. Vorm.) 


geblieben find. 


Bromberg, den 21. Juni 1872. 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Erledigte Schulſtellen. 


16) Die evangeliſche Schullehrerſtelle zu Münſterwalde 
wird zum l. Auguſt d. J. erledigt Bewerbungen um 
dirſelbe find unter Einſendung der Zeugniſſe bis zu n 20. 
Juli d. J. bei dem Königl Kreis⸗Schulinſpektor Herrn 
Pfarrer Braunſchweig zu Marienwerder anzubringen. 

Die Wanderſchulſtelle zu Heldemühl Liepnitz wird 
zum 1. Juli d. J. erledigt. Lehrer evangeliſcher Con⸗ 
feſſton, welche fi um dieſelbe bewerben wollen, haben 


in Gollub 11 Uhr Vorm. ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem König⸗ 


6. Das Privat⸗Perſonenfuhrwerk von 
Schönſee nach Wrotzk: 
aus Schönſee 10 Uhr Vormittags (nach Ankunft des 
1. Zuges aus Thorn 9 Uhr 1 Min. Vorm. ); 
in Wrogt 12 Uhr Mittags. 
Danzig, den 27. Juni 1872. 
Kaiſerliche Ober⸗Poſt⸗ Direktion. 


lichen Kreis⸗Schul⸗Inſpektor Herrn Pfarrer Endemann 


in Sampohl bis zum 15. Juli d. J. zu melden. Das 
100 Thlr. dieſer Schulſtelle beträgt neben freier Wohnung 
r. 


6 
Die enangeliſche Schullehrerſtelle zu Voßwinkel, 


Kr. Graudenz, iſt erledigt. Das Beſetzungsrecht ſteht 


dem Dominium zu Bialochowo zu. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 27.) 


* Medigirt im Bureau der Königlichen Regierung, Druck der Rauter’fhen Hofbuchdruckerei. zu 
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